
Bundeswzialgerichf

7 RAr30/66

Verkündet am
150 Juni 1967

Im Namen des Volkes

[theil

in dem Rechßsheit

Beklagte und Revisionsklägerin9

gegen

Kläger und Revisionsbeklagter„

Prozeßbevollmächtigte:

Der 70 Senat des Bundessozialgerichts hat auf die

mündliche Verhandlung vom 150 Juni 1967 durch

ISenatspräsident R i 0 h t e r

4
— «Vorsitzender— ?

Bundesrichter DT° K 1 ä ß 9
Bundesrichter Dra K r e b s ,
Bundessozialrichter s c h l e g e l und

Bundessozialrichter G r a e f

für
Recht erkannt;

'Die Revision der Beklagten gegen das Urteil des Landes—

sozialgerichts Nordrhein—Westfalen vom 26° Mai 1966

wird zurückgewieseno

Die Beklagte hat dem Kläger die außergerichtlichen'
Kosten des Revisionsverfahrens zu erstatten„
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G‘r ü n d e :
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Der 1928 geborene Kläger war zunächst von September 1950

10 Juni 1951 in

den Ruhestand versetzt, nachdem er an einer Lungentuber—

kulose, die er sich während des Polizeidienstes zugezogen

hatte, erkrankt ware Seitdem bezieht er Ruhegehalto Spä—

ter war der Kläger als Arbeitnehmer in der Privatwirtschaft

beschäftigt, zuletzt vom 29° Juni 1959 bis zum 290 Juli 1963

als Pauser bei einem Unternehmen des Rohrleitungsbaues mit

den betriebsüblichen Arbeitszeiteno Diese Tätigkeit mußte

er auf Grund seines Lungenleidens aufgebeno Am 29„ Juli

1963 meldete er sich arbeitslos und beantragte Arbeitslosen—

geld (Alg)o Mit Bescheid vom 12° August 1963 lehnte das
Arbeitsamt den Anspruch ab, weil der Kläger die Anwart—

schaft nicht erfüllt habeo Seine Beschäftigung als Peuser

sei nach 5 57 Satz 2 des Gesetzes über Arbeitsvermittlung
und Arbeitslosenversicherung (AVAVG) versicherungsfrei ge—

wesen() Sein Ruhegehalt aus dem Pclizeidienst gehöre zu

den "ähnlichen Bezügen öffentlich—rechtlicher Art"g

bis Mai 1951 POlizeianwärter„ Er wurde ab

Der Widerspruch des Klägers blieb erfolglos, jedoch wurde

ihm vom Sozialgericht (SG) der Anspruch auf Alg in der

gesetzlichen Höhe zuerkannt (Urteil vom 80 Juli 1964) und

diese Entscheidung vom Landessozialgericht (LSG) bestätigt
(Urteil vom 260 Mai 1966)o Das Berufungsgericht-hielt die
Beschäftigung des Klägers als Pauser für nicht versiche—

rungsfrei‚ weil sein Ruhegehalt keine der Sozialversiche—

rungsrente wegen Erwerbsunfähigkeit "ähnlichen Bezüge

öffentlich—rechtlicher Art" i‚So des 5 57 Satz 2 AVAVG

seien„ Eine solche Ähnlichkeit könne nicht aus der Zweck-

bestimmung der Leistung hergeleitet werden; Sie liege erst
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dann vor? wenn auch der Bezugsgrund der rentenähhlichen

Leistung dem Tatbestand der Erwerbsunfähigkeit entsprecheo

Der Begriff der Dienstunfähigkeit stehe nicht dem
der Er—

werbsunfähigkeit gleich„ Das Ruhegehalt eines dienstunfä—

higen Beamten sei allenfalls einer Rente wegen Berufs—

unfähigkeit ähnlich° Im übrigen könnten sich Ruhegehalts—

empfänger auf Antrag von der Versicherungspflicht in der

Krankenversicherung und damit auch in der Arbeitslosenver—

sicherung befreien lassen (@@ 175 der Reichsversicherungs—

ordnung —RVO—;56 Abs„ 1 Nr„ 1 AVAVG)° ‘
Y.

Revision wurde zugelassen„

Die Beklagte hat form— und fristgerecht Revision eingelegt

und beantragt, '

unter Aufhebung des angefochtenen Urteils und

des Urteils des SG Duisburg vom 80 Juli 1964

die Klage abzuweisen„

Sie vertritt die Auffassung, die Ähnlichkeit des Ruhegehalts
mit den in @ 57 Satz 2 AVAVG genannten Bezügen ergebe sich

daraus‚ daß beide Leistungen anläßlich des Ausscheidens aus

dem Berufsleben gewährt würden und den Zweck hätten? den ge—

samten Lebensunterhalt des Berechtigten sicherzustellen° Der

Begriff der "ähnlichen Bezüge öffentlich—rechtlicher Art"

stelle von Rechts wegen nicht auf den Bezugsgrund ab, also

brauche nicht berücksichtigt zu werden9 ob der Betroffene

tatsächlich berufs— oder erwerbsunfähig seit Schon nach 5 57

Satz 2 AVAVG in der Fassung vom 30 April 1957 (BGBl I 322) sei

die Beschäftigung von Arbeitnehmern, denen das Ruhegehalt eines

dienstunfähigen Beamten zuerkannt war, versicherungsfrei ge—

wesen° Die Neufassung dieser Vorschrift durch das Zweite

Änderungsgesetz (20 ÄndG) vom 70 Dezember 1959 (BGBl I 705)

habe insoweit nichts geändert° Sie sei nur durch die Neurege—

lung der RGHtGHVGTSiChGTUHBund die damit verbundene Einführung

der Begriffe "Berufsunfähigkeit" und "Erwerbsunfähigkeit" not—

wendig gewordeno
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Der Kläger beantragt?

die Revision zurückzuweiseno

Er hält die im Urteil des LSG dargelegte Rechtsansicht für

zutreffendo

II

Die nach 5 162 Abs‚ 1 Nr„ 1 des Sozialgerichtsgesetzes (SGG)

statthafte Revision ist zulässig; sie ist jedoch nicht be—

gründet°

Gegenstand des Rechtsstreits sind die Bescheide der Beklag—

ten vom 12° August 1963 und Bob Januar 1964, mit denen sie

den Antrag des Klägers auf Gewährung von Alg ablehnteo

Nach 5 74 Abs„ 1 AVAVGhat Anspruch auf Alg, wer arbeitslos
ist9 der Arbeitsvermittlung zur Verfügung steht, die Anwart—

schaftszeit erfüllt, sich beim Arbeitsamt arbeitslos gemel—

det und Arbeitslosengeld beantragt hat()

Zwischen den Beteiligten ist streitig, ob der Kläger die
_

Anwartschaft gemäß @ 85 Abso 1 Satz 1 AVAVG erfüllt hat()

Nach dieser Vorschrift hat die Anwartschaftszeit erfüllt?

'wer in der Rahmenfrist (@ 85 Abs° 2) sechsundzwanzig Wochen

oder sechs Monate in versicherungspflichtiger Beschäftigung

gestanden hat„ Eine wesentliche Voraussetzung für die Er—

füllung der Anwartschaftszeit ist demnach eine Beschäfti—

gung, für die nach @ 56 ff AVAVG Versicherungspflicht be—

standen hat, wobei es gleichgültig ist9 ob Beiträge entrich—

tet worden sind oder nicht (Krebs, Komm„zaAVAVG‚ Anm„6 zu
@85)0

Die hier zu entscheidende Frage hängt somit davon ab, ob.

die Arbeitnehmertätigkeit des Klägers als Pauser von 1959

bis 1963 arbeitslosenversicherungspflichtig ist oder nichto

..5...
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Nach 5 57 Satz 2 AVAVG nF ist versicherungsfrei eine Be—

schäftigung während einer Zeit, für die dem Beschäftigten

ein Anspruch auf Rente wegen Erwerbsunfähigkeit aus der

Rentenversicherung der Arbeiter, der Renténversicherung der

Angestellten oder der knappschaftlichen Rentenversicherung

oder auf ähnliche Bezüge öffentlich—rechtlicher Art zu—
erkannt isto Da der Kläger seit 1951 Ruhegehalt als Beam-

ter wegen Dienstunfähigkeit bezieht, ist die Frage der Ver—

sicherungsfreiheit oder Versicherungspflicht danach zu ent—

scheiden9 ob diese Leistung zu den "ähnlichen Bezügen öffent—

lich—rechtlicher Art" i„S° des 5 57 Satz 2 AVAVGgehörto

Nach dem durch das AVAVG idF vom 23° Dezember 1956 (BGBl I

1018) eingefügten (damaligen) @ 69 a Satz 2 war versicherungs—
frei eine Beschäftigung während einer Zeit‚ für die dem Be—

schäftigten ein Anspruch auf Rente wegen Invalidität oder

Berufsunfähigkeit aus der Rentenversieherung der Arbeiter„

der Rentenversicherung der Angestellten oder der knappschaft—

lichen Rentenversicherung oder auf ähnliche Bezüge öffentlich—

rechtlicher Art zuerkannt waro Ebenso lautete @ 57 Satz 2

AVAVG idF vom 3° April 1957 (BGBl I 322)„ Aus der Ent—

stehungsgeschichte dieser Vorschrift geht hervor9 daß der

Gesetzgeber davon ausging9 eine Verwendbarkeit des betroffe—

nen Personenkreises auf dem allgemeinen Arbeitsmarkt sei

stark eingeschränkte Auch sei eine doppelte Sicherung des

Lebensunterhalts unzweckmäßig und innerhalb eines Gesamt—

systems der sozialen Sicherheit sogar systemwidrig (BT—Drucken

11/1294 So 80, 110; BT4Druckso 11/2101 So 4; BT—Drucks°
II/2714 So 2, 5)„ Aus Gründen der Gleichbehandlung wurde

auf Anregung des Ausschusses für Arbeit die Versicherungs—

freiheit auch auf Personen erstreckt9 denen ähnliche Bezüge

öffentlich—rechtlicher Art zuerkannt sind„ Als typisches

Beispiel dafür wurde das wegen Dienstunfähigkeit gewährte

Ruhegehalt eines ehemaligen Beamten angeführt (BT—Druckso

II(2714 So 5)°
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Sowohl aus dem Wortlaut des 5 57 Satz 2 AVAVG aF als auch

aus den Gesetzesmaterialien zu dieser Vorschrift ist zu
_

entnehmen, daß das wegen Dienstunfähigkeit zuerkannte Ruhe—

gehalt zu den ähnlichen Bezügen öffentlich—rechtlicher Art

gehörte° Das ergibt sich daraus, daß die Ausnahmevor—

schrift des 5 57 Satz 2 AVAVGaF nicht an das Bestehen von
Invalidität oder Berufsunfähigkeit, sondern ausschließlich

an den Bezug einer entsprechenden Rente anknüpfte (BSG SozR

% 57 AVAVGNr„ 2)° Das gleiche gilt auch für die Zuerken—
nung "ähnlicher Bezüge öffentlich—rechtlicher Art"° Ent—

scheidend für die Annahme der "Ähnlichkeit" zwischen einer

Rente aus der Sozialversicherung und dem Ruhegehalt wegen
Dienstunfähigkeit war hier, daß beide Leistungen wegen einer

nicht unwesentlichen Minderung des für die Ausübung des

Berufs notwendigen Leistungsvermögens zuerkannt werden°

Beide Leistungen bezwecken auch9 den Lebensunterhalt der

Empfänger im allgemeinen sicherzustellen°

Aus diesem Grunde war die Beschäftigung des Klägers in der

Zeit bis zum 30° November 1959 (Geltung des © 57 Satz 2
AVAVG aF) versicherungsfrei in der Arbeitslosenversicherung„

Diese Rechtslage hat sich indessen mit der Anpassung des

@ 57 AVAVG an das neue Recht der Rentenversicherung durch

das 2„ ÄndGzum AVAVGvom 70 Dezember 1959 (BGBl I 705)
geändert (Leder, BAB1 1959, 803, 804)° In dem Entwurf zum
20 ÄndG war zunächst vorgesehen9 nur die Worte "Invalidität

oder Berufsunfähigkeit" in 5 57 AVAVG durch die Worte "Be-
rufsunfähigkeit oder Erwerbsunfähigkeit" zu ersetzen (BT—

Drucks„ III/1240 Art° I Nr° 4 S0 12; BT—Drucks„ III/1240

Anlage 3'So 25); Der Bundesrat vertrat aber in seiner Stel—

‘ lungnahme zu diesem Entwurf die Ansicht, daß eine Freistel—

lung der Berufsunfähigen von der Arbeitslosenversicherunge—

pflicht unangemessen wäre° Die Mehrzahl dieser Personen sei

durchaus in der Lage‚ eine berufsfremde Arbeit auszuüben°
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Ihnen müßte deshalb auch der Schutz, den die Arbeitslosen—

versicherung gewähre, zustehen (BT-Druckso III/1240 Anlage 2

SO 21 zu Art() I Nr° 4)° Dieser Auffassung schloß sich auch

der Ausschuß für Arbeit an (BT—Druckso III/1294 zu Art° I
Nr° 4 So 29 7)° Er führte dazu aus: "Die Frage, ob Bezieher

von Berufsunfähigkeitsrente in den Arbeitslosenversicherungs—

schutz einbezogen werden sollen‚ wurde im Ausschuß nicht ein—

heitlich beurteilto Er bejahte diese Frage jedoch mit Mehr—

heit unter dem Gesichtspunkt‚ daß die Bezieher einer Rente

wegen Berufsunfähigkeit im allgemeinen weiter als Arbeitnehmer

tätig sind und auf Erwerbstätigkeit auch angewiesen sind"°

Diese Ansicht wurde schließlich in das Gesetz vom 7„ Dezember

1959 übernommen„ Danach begründet nunmehr nach 5 57 Satz 2

AVAVG nF allein die Zuerkennung einer Erwerbsunfähigkeitsrente
Versicherungsfreiheit9 nicht dagegen die einer Rente wegen

Berufsunfähigkeit°

Wie das LSG zu Recht angenommen hat? ist die Frage der Ähnlich—

keit des wegen Dienstunfähigkeit gewährten Ruhegehalts und

einer Rente wegen Erwerbsunfähigkeit nach abstrakten recht—

lichen Gesichtspunkten zu beurteilen„ Das ergibt sich aus
der insoweit eindeutigen Vorschrift des 5 57 Satz 2 AVAVG nF9

die nicht darauf abstellt, ob jemand tatsächlich berufs— oder

erwerbsunfähig ist, sondern allein an die Zuerkennung einer

entsprechenden Rente oder ähnlicher Bezüge öffentlich—recht—

licher Art anknüpft°

Der Begriff der Dienstunfähigkeit nach 5 42 Abs„ 1 des Bundes—

beamtengesetzes (BBG) in der Fassung der Bekanntmachung vom
180 September 1957 (BGBl I 1337), insbesondere nach 5 4 des

Bundespolizeibeamtengesetzes (BPOIBG) vom 190 Juli 1960
(BGBl I 569) oder den entsprechenden Vorschriften der Polizei-

beamtengesetze der Länder? ist aber dem Begriff der Erwerbsun—

fähigkeit nach 5 1247 RVG, % 24 des Angestelltenversicherungs—

gesetzcs (AVG) nicht ähnlich 1080 des 5 57 Satz 2 AVAVG nF„
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Bei der Prüfung der "Ähnlichkeit" ist zunächst davon aus—

zugeben9 daß es sowohl bei der Berufs— bzw° Erwerbsunfähig—

keit als auch bei der Dienstunfähigkeit auf den Verlust von
Fähigkeiten zu beruflichen oder dienstlichen Tätigkeiten

ankommt (Brackmann9 Handbuch der Soners} Ede III‚ SD 666 s
II)Ü Indessen kann die beamtenrechtliche Dienstunfähigkeit

grundsätzlich weder mit der Berufsunfähigkeit noch mit der

Erwerbsunfähigkeit gleichgesetzt werden (Fischbach, Bundes—

beamtengesetz, 30 Aufl„ 1964 SO 355; OVG Münster? ZBR 1953;
122 Nr„ ’!)° Die Berufs— und Erwerbsunfähigkeit gewähren dem

Versicherten einen Anspruch auf Rente nach dem jeweiligen

Grad des Verlustes seiner Erwerbsfähigkeit, während die

Dienstunfähigkeit keine derartige Abstufung kennt„ Sie ist

nicht wie diese beiden Rentenarten an der allgemeinen Er—

werbsfähigkeit ausgerichtet‚ sondern stellt allein auf die

Fähigkeit ab, ein bestimmtes Amt fachgerecht ausfüllen zu
können9 zB den besonderen gesundheitlichen Anforderungen des

Polizeivollzugsdienstes gewachsen zu seino. Nicht entschei—

dend ist dabei‚ ob der Beamte körperlich und geistig in der

Lage ist9 andere berufsfremdé Tätigkeiten auszuüben (Fisch—

bach, So 356)° Gerade diese Fähigkeit der Ausübung einer

anderen Beschäftigung ist bei der Gewährung einer Berufs—

oder Erwerbsunfähigkeitsrente von ausschlaggebender Bedeu—

tung; dabei bleibt unerheblich, daß der Kreis der in Frage

kommenden Tätigkeiten, entsprechend der jeweiligen Renten—

art, größer oder kleiner isto

Wenn nun der Gesetzgeber in @ 57 Satz 2 AVAVG nF nur den

Personenkreis Von der Arbeitslosenversicherungspflicht aus—

genommen wissen wollte, der im allgemeinen nicht mehr als

Arbeitnehmer tätig wird, doha infolge von Krankheit oder

anderen Gebrechen oder von Schwäche seiner körperlichen oder

geistigen Kräfte auf nicht absehbare Zeit eine Erwerbstätig»

keit in gewisser Regelmäßigkeit nicht mehr ausüben oder nicht

mehr als nur geringfügige Einkünfte durch Erwerbstätigkeit

erzielen kann (5 1247 EVO) —Erwerbsunfähigkeitsrentner -9

‚_9_.
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so darf diese gesetzgeberische Tendenz bei der Auslegung des

Begriffs "ähnliche Bezüge öffentlich—rechtlicher Art" nicht

unberücksichtigt bleibeno Von einer "Ähnlichkeit" im Verhält—

nis von Ruhegehalt wegen Dienstunfähigkeit und Rente wegen

Erwerbsunfähigkeit könnte nur dann gesprochen werden9 wenn

jeweils die beiden Leistungen zugrunde liegenden Sachverhalte

“ähnlich“ wären„ Das ist aber hier nicht der Fall„ da das

Ruhegehalt nicht deshalb gewährt wird,‘weil der 3eamte unfä—

hig ist‚ einer (allgemeinen) Erwerbstätigkeit in gewisser Re—

gelmäßigkeit nachzugehen oder nicht mehr als nur geringfügige

Einkünfte aus solcher Erwerbstätigkeit zu erzielen (@ 1247 EVO?

@ 24 AVG)Q Soweit hier überhaupt an eine "Ähnlichkeit" zu den—

ken ist, könnte sie allenfalls mit einer Rente wegen Berufs—

unfähigkeit‚ nicht dagegen mit einer solchen wegen Erwerbs—

unfähigkeit bestehen° Deshalb ist für die Auslegung des Be-

griffes "Ähnlichkeit" in @ 57 Satz 2 AVAVG nF — wie auch das
LSG angenommen hat — auf den Bezugsgrund der ähnlichen Leistung

abzustellen (Draeger/Buchwitz/Schönefelder, AVAVG @ 57 Anmö18)o

Nur diese Auslegung des 5 57 Satz 2 AVAVG nF kann dem ihm zu—

grunde liegenden Sinn und seiner Zweckbestimmung gerecht werden„

Im übrigen verlangt auch die der ArbeitsloSenversicherung zu—

kommende Schutzfunktion, daß Personen, die eine regelmäßige

Tätigkeit als Arbeitnehmer ausüben, im Falle der Arbeitslosig—

keit Anspruch auf Alg oder Arbeitslosenhilfe habeno Das gilt

insbesondere für ehemalige Beamte, die frühzeitig in den Ruhe—

stand treten und wegen des geringen Betrags ihres Ruhegehalts

einer (berufsfremden) Beschäftigung nachgehen müssen„ Unbe—

rührt bleiben davon die Vorschriften der 55 58, 669 74 und 76

AVAVGo

Unabhängig hiervon steht den Ruhegehaltsempfängern indessen die

Möglichkeit offen‚ sich von der Arbeitslosenversicherungspflicht

über die Befreiung von der Pflicht zur Krankenversicherung nach

% 173 EVO oder von der Pflicht zur Angestelltenversicherung nach

5 7 AVG (allerdings nur bis zum 31012„1966 — Artc 7 5 1 Nro 1

Buchst„ a‚ Art„ 18 des Finanzplanungsgesetzes vom 2301291966

—BGBl I 697) befreien zu lassen„

..’_(o-
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Nach alledem war die Beschäftigung des Klägers in der Zeit

vom 10 Dezember 1959 an arbeitslosenversicherungspflichtig0

Das Urteil des LSG entspricht dieser Rechtslageo

Die Revision der Beklagten muß deshalb zurückgewiesen

werdeno

Die Kostenentscheidung beruht auf 5 193 SGGOI

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS
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